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Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abgabe einer Regierungserklärung des Bundes-
kanzlers

Aktuelle Lage im Kosovo

Es liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion der
PDS vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache im Anschluß an die Regierungserklä-
rung drei Stunden vorgesehen. – Ich höre keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
der Herr Bundeskanzler, Gerhard Schröder.

Gerhard Schröder, Bundeskanzler: Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auf dem in-
formellen Treffen des Europäischen Rates gestern in
Brüssel, an der auf meine Initiative auch der Generalse-
kretär der Vereinten Nationen, Kofi Annan, teilnahm,
haben die Staats- und Regierungschefs der EU ihre Ent-
schlossenheit bekräftigt, das Morden und die Deporta-
tionen im Kosovo nicht hinzunehmen. Sie haben eben-
falls deutlich gemacht, daß hierzu der Einsatz militäri-
scher Mittel nach wie vor notwendig und moralisch und
politisch auch gerechtfertigt ist. Das Besondere liegt nun
darin, daß im Europäischen Rat ja nicht nur die Staats-
und Regierungschefs jener Mitgliedsländer der EU ver-
treten sind, die zugleich Mitglieder der NATO sind,
sondern auch jener, die als neutrale Länder diese Positi-
on unterstützt haben. Das macht einmal mehr deutlich,
wie sehr in dieser entscheidenden, wichtigen Frage die
westliche Staatengemeinschaft ohne Ausnahme zusam-
mensteht, weil der Anlaß für dieses Zusammenstehen
die Werte und die Grundorientierungen der Europäer,
des europäischen Zivilisationsmodells berührt. Wir wa-
ren uns auf diesem informellen Rat einig darüber, wie
wir gemeinsam mit unseren Partnern zu einer politischen
Lösung kommen können, wenn – das ist dick zu un-
terstreichen – die Voraussetzungen dafür geschaffen
werden. Ich werde auf das Ergebnis dieses Treffens im
einzelnen später noch zurückkommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, immer
noch und immer wieder hören wir die Frage, warum die-
ser militärische Einsatz sein mußte. Wir hören diese
Frage nicht zuletzt deshalb, weil noch keine Bundesre-
gierung vor diese schwere Entscheidung gestellt worden
ist, deutsche Soldaten – mit allem, was damit an Gefähr-
dungen für unsere Soldaten verbunden ist – zu einem
militärischen Kampfeinsatz gemeinsam mit unseren
Partnern innerhalb der NATO zu entsenden. Mir liegt
daran, auch hier vor dem Hohen Hause noch einmal zu
erläutern, warum wir letztlich um diesen schweren
Schritt, um diese grundlegende Entscheidung, die sich
wirklich niemand in der Bundesregierung und sicher
auch hier im Hohen Hause leichtgemacht hat, nicht he-
rumgekommen sind und warum wir uns zu diesem
Schritt haben entschließen müssen. Der gelegentlich ge-
äußerte Einwand, daß man zuwenig auf die Möglich-
keiten der Diplomatie und zu schnell und zu stark auf
die Möglichkeiten des Militärs gesetzt habe, geht fehl.

In den Wochen und Monaten vor Beginn der Luft-
schläge hat die internationale Gemeinschaft nichts un-
versucht gelassen, um eine politische Lösung des Kon-
fliktes zu erreichen. Demjenigen, der versucht, in direk-
ten Gesprächen oder durch welche Instrumente auch
immer, eine Lösung zu erreichen, sei gesagt: Milosevic
ist es gewesen, der jegliche Lösung, die möglich gewe-
sen wäre, verhindert hat – und zwar deshalb verhindert
hat, weil dieser verbrecherische Präsident sein eigenes
Volk, die albanische Bevölkerungsmehrheit im Kosovo
und die Staatengemeinschaft, die nun wirklich bereit
war, auch mit ihm zu verhandeln und eine politische Lö-
sung des Konfliktes zu suchen, ein ums andere Mal
hintergangen, ja betrogen hat. Das ist die traurige Wahr-
heit, mit der man sich auseinanderzusetzen hat.

Monatelang haben der EU-Sonderbeauftragte Petritsch
und sein amerikanischer Kollege Hill, dann auch ge-
meinsam mit dem russischen Unterhändler Majorski, mit
den Konfliktparteien Gespräche geführt und dabei den
Boden für ein wirklich faires Abkommen bereitet.

In Rambouillet ist mehrere Wochen lang hartnäckig
verhandelt worden. Das dort vorgelegte Abkommen
sollte die Menschenrechte der albanischen Bevölke-
rungsmehrheit im Kosovo, aber auch – das gilt es zu
unterstreichen – die territoriale Integrität Jugoslawiens
gewährleisten. Diesem Abkommen hätten beide Parteien
– nicht zuletzt wegen der zuletzt genannten Passage –
zustimmen können und nach meiner festen Überzeugung
auch zustimmen müssen.

Wir haben eine weitere Frist von zwei Wochen einge-
räumt, um die Bedenken der Konfliktparteien zu zer-
streuen. Nach Ablauf dieser Frist haben wir uns erneut
in Paris zu Verhandlungen getroffen. Die Kosovo-
Albaner – das ist ein Stück Zeitgeschichte – haben dem
Abkommen schließlich zugestimmt.

Der Bundesaußenminister als EU-Ratspräsident, der
russische Außenminister Iwanow, der OSZE-Vorsit-
zende Vollebaek und schließlich Richard Holbrooke als
Sondergesandter der Vereinigten Staaten haben Milose-
vic bis zuletzt in Belgrad zur Annahme des Abkommens
gedrängt. Die Belgrader Führung aber hat alle, wirklich
alle politischen Vermittlungsversuche scheitern lassen.
Während sie vorgab, über den Frieden zu verhandeln,
hat sie jene Mord- und Vertreibungskampagne fortge-
setzt, die sie in den vergangenen Wochen systematisch
verschärft hat.

Die jugoslawische Regierung hat von Anfang an an
den Feldzug der ethnischen Säuberung geglaubt und
ihn geplant, einen Feldzug, dessen Zeuge wir heute sind.
Das, meine Damen und Herren, kostete bis jetzt Tausen-
de von Menschen im Kosovo das Leben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie alle
Deutschen sind wir hier im Deutschen Bundestag, bin
ich über die täglichen Bilder vom Flüchtlingselend er-
schüttert. Wir haben die Bilder von gesprengten Häusern
gesehen, und deportierte Augenzeugen haben uns
Schreckliches berichtet. Wer vor diesem Hintergrund
Ursache und Wirkung verwechselt und meint, er müßte
der NATO, der westlichen Staatengemeinschaft, vorwer-
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